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Die folgende Abhandlung über landwirtschaftl iche Anpassungsprozesse und die Möglichkeiten 
ihrer Förderung geht aus von der in der Landwirtschaft beobachteten allgemeinen Entwicklung 
der Technologie und der Marktbedingungen • Die dadurch hervorgerufenen strukturellen Veran­
derungen im landlichen Raum werden nicht mit speziellem agrarwissenschaftlichem Instrumenta­
rium analysiert, sondern mit allgemeinen wirtschaftstheoretischen und insbesondere regionaltheo­
retischen Instrumenten. 

Die Regionalstruktur der Landwirtschaft kann in ihren interregionalen Zusammenhangen sowie in 
ihren intraregionalen Aspekten gesehen werden. Die interregionalen Zusammenhange können 
unter drei Aspekten gesehen werden: denen 
- der interregionalen Spezialisierung, 
- der interregionalen Differenzierung in den Produktionsmethoden und 
- der interregionalen Faktorbewegungen. 

Hierzu kann generell nur ausgesagt werden, daß mit der Vergrößerung der Mobilitat der Güter 

l} Unter Mitarbeit von JOHANNES HAMPE, VOLKER RUSSIG und GERHARD LI PPERT. 
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- bei boclen- und kl imaabhängigen Produktionsmethoden die Anpassung an die Naturgegeben­
heiten grtSßer und damit auch die Spezialisierung stärker wird und 

- bei anderen Produkten die Nachfrage - bzw. Marktbedingungen und die Arbeitsmarktverhält-
nisse an Bedeutung gewinnen, 

und daß in beiden Fällen mit der wirtschaftlichen Entwicklung die Tendenz zu Großbetrieben, 
und zwar besonders im zweiten Fall, zunimmt: Das ist bekannt. Hier ist nur festzuhalten, daß 
aus dieser zunehmenden Spezialisierung und Differenzierung keine weitergehenden allgemeinen 
quantitativen Schlußfolgerungen fUr die Regionalstruktur- und die Infrastrukturpol itik gezogen 
werden ktSnnen - das heißt, soweit es sich um interregionale Aspekte handelt. 

In dieser Abhandlung geht es deshalb in erster Linie um die Konsequenzen der wirtschaftl ichen 
Entwicklung, die sich in systematischen Veränderungen der intraregionalen Zusammenhänge, 
der Struktur innerhalb einzelner Regionen niedergeschlagen und damit eine Antwort in Form wirt­
schaftspolitischer und anderer Maßnahmen erfordern. Diese Konsequenzen fUr die Raumstruktur 
schlagen sich nieder in veränderten Werten fUr 
- die optimale Betriebsgroße, 
- die optimale SiedlungsgrtSße sowie 
- die optimale Infrastrukturpalitik. 

Im folgenden sollen die Konsequenzen fUr die optimale Betriebsgroße und die Siedlungsstruktur 
in den Abschnitten" BetriebsgrtSße und innerbetriebl iche Spezial isierung" (Abschnitt 1) sowie 
"DorfgrtSße und Aussiedlungspolitik" (Abschnitt 2) kurz abgehandelt werden. Die Konsequenzen 
fUr die "Struktur des ländlichen Raumes" und die Infrastrukturpolitik werden in Abschnitt 4 ge­
zogen. In Abschnitt 5 werden einige Aspekte der "Ausbildungspolitik auf dem Lande" und der 
Mobilitätspalitik detaillierter behandelt. 

2 BetriebsgrtSße und innerbetriebl iche Spezial isierung 

Im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung sind mit dem erhtShten Kapitaleinsatz die Mindestwerte 
fUr eine rentable BetriebsgrtSße beträchtl ich angestiegen, und es werden in der Landwirtschaft 
weit mehr besondere Fähigkeiten verlangt als je zuvor. Hieraus sind jedoch bisher viel zu wenig 
Konsequenzen gezogen worden - zum Nachteil der Betroffenen. 

Eine VergrtSßerung der bewirtschafteten Flächen je Betrieb bei Beibehaltung des Prinzips völlig 
unabhängig wirtschaftender Familienbetriebe genUgt nicht. Denn innerhalb dieser Familienbetrie­
be muß dieselbe Person Pflanzenbau- und Tierzuchtkenntnisse, umfangreiche technische Fähig­
keiten und betriebswirtschaftl iche Kenntnisse besitzen und all dies richtig anwenden ktSnnen. Da­
bei besteht der grtSßte Teil der tatsächl ich ausgefUhrten Arbeiten in mechanischer ktSrperi icher 
Schwerarbeit • Vorteile der Arbeitsteilung und Spezial isierung ktSnnen kaum wahrgenommen wer­
den. 

Wenn also in einem Beruf so viele verschiedene Fähigkeiten und Erfahrungen bentStigt, und tratz­
dem aber echte Entscheidungen aufgrund dieser Fähigkeiten nur so selten erfordert werden, weil 
der großte Teil der Arbeit aus ledigl ich mechanischer Ausfuhrung besteht, dann gibt es nur zwei 
mtSgl iche Konsequenzen: 
- entweder die Unterbeschäftigung wertvoller Fähigkeiten und damit nach allen volkswirtschaft­

lichen Gesetzen auch eine Unterbezahlung dieser Fähigkeiten 
- oder eine qualitative Unterbesetzung dieser Ttltigkeiten und eine Überforderung der Einzelnen 

und damit auch eine niedrige Entlohnung, allerdings in diesem Falle wegen fehlender Qualifi­
kationen der Beschtlftigten. 

Die Wirklichkeit liegt, wie meistens, zwischen diesen Extremen, fUr beide jedoch gilt, daß die 
Einkommen niedrig sind. 
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Wegen der Unteilbarkeit der meisten Iv\aschinenaggregate können in reinen Familienbetrieben 
auch viele landwirtschaftliche Kapitalguter nicht optimal eingesetzt werden. Dies wirkt in Rich­
tung auf einen fUr die jeweilige Betriebsgröße zu hohen Besatz an bestimmten Maschinenaggre­
gaten und damit zu einer Uberhöhten Kapitalbindung, ohne daß gleichzeitig die Möglichkeiten 
der modernen Agrartechnik voll ausgeschöpft werden. Es erhöht lediglich die Verschuldung und 
vermindert zusätzlich das verfUgbare Einkommen. Die schlechte Lage der westdeutschen Land­
wirtschaft ist zum Teil ein Spiegelbild des Überbesatzes an bestimmten Iv\aschinen. 

Innerhalb von Familienbetrieben bestehen - unabhängig vom erzielbaren Einkommen - notwen­
digerweise keine Aufstiegschancen, im Gegensatz zur Situation in fast allen anderen Berufen. 
Abgesehen davon werden die Möglichkeiten, das eigene Leben wirklich zu gestalten und die 
verfUgbaren Einkommen zu erhöhen, durchweg als gering angesehen. FUr Frauen ist das Leben 
als Bäuerin seit Jahrzehnten immer weniger attraktiv geworden - deshalb die bekannten Heirats­
schwierigkeiten fUr junge Bauern. 

In den Organisationsformen unabhängiger Familienbetriebe besteht fast keine Unsicherheit Uber 
die Zukunft: man hat die Sicherheit, daß es insgesamt gesehen langsam weiter bergab geht -
ohne die Gefahr irgendeiner plötzlichen Verschlechterung, wie man sie in fast allen anderen 
selbständigen Berufen nicht ausschließen kann, und genauso auch ohne irgendwelche Möglich­
keiten einer schnellen Bewegung nach oben: diese Gefahren und Chancen bestehen nur beim 
Überwechseln in andere Berufe. 

Naturlich gibt es bei uns nicht nur unabhängige Familienbetriebe: deren Zahl nimmt ab und de­
ren Zusammenarbeit nimmt fortlaufend zu. Es ist aber mehr als das nötig: 
- die Familienbetriebs-Ideologie muß abgebaut werden. 

Formen der Kooperation zwischen Betrieben und Möglichkeiten der Schaffung von größeren 
Betrieben mUssen systematisch gefördert werden. 
Das Ausbildungssystem auf dem Lande muß auch auf die Erfordernisse der Landwirtschaft 
stärker eingehen. 
Institutionelle Gegebenheiten und Infrastrukturplanung und die gesamte Regionalpolitik mUssen 
den Bedurfnissen der Menschen auf dem Lande stärker angepaßt werden. 

Eine Vergrößerung der Möglichkeiten der Spezialisierung und Arbeitsteilung kann auf unterschied­
liche Weise geschehen. In jedem Fall mUssen solche Bestrebungen stärker gefördert werden als 
bisher, ob es sich 
- um eine mehr lose, informelle aber doch konkrete Art der Zusammenarbeit von Betrieben, 
- um genossenschaftl iche Formen der Kooperation oder 
- um eine Teilintegration von bestehenden Betrieben handelt. 

Eine weitere Art der Vergrößerung eines Betriebes wUrde darin bestehen, daß weniger qualifizier­
te und bisher selbständige Landwirte fUr einen Teil ihrer Arbeitszeit oder aber ganz in einem 
Lohnarbeitsverhältnis bei einem anderen Landwirt beschäftigt werden, daß diese Landwirte aber 
auf ihrem eigenen Hof noch einen Teil ihrer Selbstöndigkeit wahren, indem sie auch in eigener 
Regie noch einiges produzieren. Auch solche Formen sind nicht neu; sie hat es frUher schon ge­
geben. 

Man sollte bedenken: Arbeitsteilung und Spezialisierung erfordern größere Einheiten als Familien­
betriebe. Aufstiegsmöglichkeiten und die Erlangung einer größeren Verantwortung gibt es notwen­
digerweise nur dann, wenn andere, weniger fähige Landwirte auf einen Teil ihrer Entscheidungs­
befugnisse verzichten. 

Die Frage nach der optimalen Betriebsgröße in der Landwirtschaft ist somit in erster Linie die 
Frage nach den Möglichkeiten, eine gewisse minimale Spezialisierung und Arbeitsteilung zu er­
möglichen und so die optimale Ausnutzung der Fähigkeiten der einzelnen Landwirte zu gewähr-
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leisten. Dabei spielen die Arten der Zusammenarbeit mit anderen Landwirten eine Rolle, wie 
auch die Möglichkeiten der Beschäftigung von Landwirten in anderen Sektoren und von Nicht­
Landwirten in der Landwirtschaft. Hierauf wird bei der Diskussion des Bildungssystems noch ein­
gegangen werden. 

3 Dorfgröße und Aussiedl~~k 

Aus der wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung folgt die Notwendigkeit verstärkter 
Zusammenarbeit zwischen den Einzelnen, und dies wiederum hat Konsequenzen für die Ausbil­
dungs-, die Mobilitäts- und die Infrastrukturpolitik, die unten zu behandeln sind. Schon die 
Notwendigkeit verstärkter Zusammenarbeit zwischen einzelnen Landwirten widerspricht einer 
Politik der Aussiedlung und damit der räumlichen Trennung von Einzelhöfen mit Famil ienbetriebs­
größe. 

Generell ist aber zum Problem der Dorfgröße zunächst folgendes zu bemerken: 

Die optimale Größe ländlicher Siedlungen oder der optimale Grad der räumlichen Konzentration 
von landwirtschaftl ichen Betrieben ist abhängig von der Bedeutung, die die Wege zu den Feldern 
im Vergleich zu der Gesamtzahl der Wege zu anderen Wirtschaftseinheiten, zu öffentlichen Ein­
richtungen und zu Nachbarn (soziale Kontakte) besitzen. Die wesentlichen Faktoren sind die 
Häufigkeiten und die Zeitaufwände beziehungsweise die Kosten solcher Wege. 

Je mehr Land der einzelne Betrieb bewirtschaftet, je höher die betriebsinternen Transportauf­
wände sind und je geringer die Zahl der Kontakte mit der Außenwelt ist, desto kleiner ist die 
optimale Dorf- oder Siedlungsgröße. Im Extremfall sind gleichmäßig in der Fläche verteilte Ein­
zelhöfe die beste Anordnung der Höfe, denn so können aufwendige Wege zu den Feldern ver­
kürzt werden. Überspitzt formuliert: wenn auf den Feldern nur mit Ochsen oder Kühen als Zug­
tieren gewirtschaftet wird und die Betriebe weitgehend autark sind, dann ist sogar eine Aussied­
lung aus bestehenden Dörfern angezeigt. 

Eine Aussiedlung aus dichten Dörfern ist unter den heutigen Bedingungen nur dort gerechtfertig t , 
wo aus Platzmangel in der Enge bestehender Dörfer eine Modernisierung der Höfe (technisch oder 
wirtschaftlich) unmöglich ist. Hieraus folgt aber noch nicht, daß dann der beste Standort mitten 
in der Feldmark und nicht am Dorfrand liegt. 

Eine möglichst große räumliche Streuung der landwirtschaftlichen Betriebe folgt dann nicht als 
optimale Anordnung, wenn 
- die Wege zu den Feldern auch über größere Entfernungen mit Zugmaschinen oder Autos in 

relativ kurzer Zeit zurückgelegt werden können, 
insgesamt mehr Wege zu anderen Wirtschaftseinheiten zurückgelegt werden: zu Handwerkern 
und Reparaturwerkstätten, zu öffentlichen Einrichtungen und für Einkaufszwecke des Betriebes 
und der Fami I ie und 
auf persönliche Kontakte mit anderen Familien Wert gelegt wird, über die Nachbarschafts­
hilfe hinaus, und zwar auch auf "zufällige" Kontakte, für die man nicht eigens in den Wagen 
steigen muß. 

In solchen Situationen - und das gilt bei uns schon wegen der Motorisierung und der Verminde­
rung des Zeitaufwands für die Fahrten zu den Feldern - widerspricht eine Politik der Einzel höfe 
und der Neu-Aussiedlung ganz klar sowohl der Wirtschaftlichkeit als auch den sozialen Interessen 
der Landbevölkerung. Auch die Aussiedlungsideologie muß deshalb über Bord geworfen werden -
wo dies noch nicht geschehen ist. Sie wurde schon in den fünfziger Jahren durch die Entwicklung 
überholt. 

Die optimale Dorfgröße wird deshalb weniger von den Wegen zu den Feldern bestimmt als davon, 
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inwieweit in den einzelnen Orten private und öffentliche Dienstleistungen angeboten werden 
können und wie gut die Anbindung an ein Mittelzentrum ist. 

4 Struktur des ländl ichen Raumes 

Das Problem der Schaffung einer optimalen Struktur des ländlichen Raumes bezieht sich auf 
- die optimale Betriebs- und Siedlungsform für die Landwirtschaft, 
- die optimale Durchdringung des ländlichen Raumes mit Industriebetrieben, 
- die optimale Versorgung mit tertiären Einrichtungen und dabei 
- die optimale Organisation der Verwaltung. 

Die im sekundären und tertiären Sektor vorhandene Tendenz zur Konzentration führt - zusammen 
mit dem Rückgang der Zahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft - zu einer tendenziellen Ent­
leerung der ländlichen Räume und zu einer Unterversorgung mit zentralen Gütern. Die "natür­
liche" Entwicklung besteht häufig in dem, was man als passive Sanierung bezeichnet: Die Bevöl­
kerung wandert ab und sucht in Ballungsgebieten neue Beschäftigungsmöglichkeiten. 

Dem steht die Politik einer aktiven Sanierung gegenüber, bei der versucht wird, Arbeitsplätze 
in den weniger dicht besiedelten Gebieten zu erhalten oder neu zu schaffen und eine weitgehen­
de Entleerung zu verhindern. Um solche Maßnahmen geht es im folgenden. Es sollen somit Fälle 
diskutiert werden, die nicht dadurch gekennzeichnet sind, daß 
- eine fortlaufende Entleerung des ländlichen Raumes bewußt hingenommen wird, bei der selbst 

die Landwirtschaft in dem betreffenden Gebiet (weitgehend) zum Erliegen kommt, oder daß 
- der Raum stark industrialisiert oder fremdenverkehrsorientiert ist, die Landwirtschaft relativ 

stark an Bedeutung verliert und die Raumstruktur immer mehr durch das Wachstum der anderen 
Sektoren bestimmt wird. 

Die Frage, in welchen Landesteilen eine aktive Sanierung angestrebt werden sollte und inwie­
weit man sich auch auf eine passive Sanierung einstellen muß, wird erst unten diskutiert werden. 
Denn vorher ist es nötig, die Implikationen einer aktiven Sanierung darzustellen: eine passive 
Sanierung ist in dem Umfange zwangsläufig, in dem die Bedingungen für eine aktive Sanierung 
nicht erfüll t werden können. 

Die folgenden Betrachtungen konzentrieren sich somit auf stark landwirtschaftlich ausgerichtete 
Gebiete, deren Wirtschaftskraft gestärkt und deren Entleerung verhindert werden soll. Die Frage 
ist die nach der Infrastrukturpolitik im weitesten Sinne des Wortes, die den Bedürfnissen der Land­
wirtschaft gerecht wird und die den Anforderungen der anderen Sektoren entspricht. Somit geht 
es darum, was für eine Art von "Hierarchie" für Verwaltung und tertiären Sektor angestrebt wer­
den sollte, und wo I ndustriebetriebe gefördert werden soll ten. 

Bei allen diesen Überlegungen ist der wichtigste Punkt der folgende: Sobald man sich in bezug 
auf eine bestimmte Aktivität {Industrie, Dienstleistungen} für die Förderung eines bestimmten 
Größentyps von Orten oder Gemeinden entscheidet, trifft man notwendigerweise gleichzeitig 
eine Entscheidung gegen dessen Konkurrenten, und die sind im allgemeinen die nächstgrößeren 
und/oder die nächstkleineren Gemeinden. Die Förderung zu kleiner Einheiten, die nicht lebens­
fähig sind, ist deshalb häufig im Endeffekt eine Unterstützung für ganz große Einheiten. Dies 
gilt für Ortsgrößen wie auch für Betriebsgrößen, da mit der Unterstützung für die Kleinen die 
Mittleren relativ geschwächt werden und die Großen damit auf Kosten der Mittleren an Boden 
gewinnen klSnnen. Bei all dem sind natürlich keine schematischen Ableitungen möglich, und 
solche Aussagen sind im Detail beziehungsweise von Fall zu Fall verschieden. 

Im folgenden sollen - lediglich zum Zwecke der darstellerischen Vereinfachung und nicht als 
Zwangsjacke für die Realität - drei Typen von Orten im ländl ichen Raum betrachtet werden: 
- Weiler und kleine Dörfer 
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- größere Dörfer oder Mittelpunktsorte und 
- Kleinstädte bzw. Kreisstädte. 

Der wertgeladene Begriff "Zentraler Ort" wird bewußt vermieden, weil sich daran meist auch 
schon Vorstellungen Uber dessen Größe knUpfen. Über die Größe wird gleich zu sprechen sein. 

Zunächst ist in Anwendung der Überlegungen des vorletzten Absatzes auf diese Dreiteilung der 
Orte folgende Verallgemeinerung mögl ich: 
- eine starke Förderung ganz kleiner Dörfer schädigt die Mittelpunktsorte und wirkt sich damit 

zugunsten der Kreisstädte aus, weil mit der verminderten Nachfrage aus den kleinen Dörfern 
auch das Angebot der Mittelpunktsorte reduziert wird, damit wiederum deren Attraktivität 
abnimmt und.deshalb eher die Kleinstädte aufgesucht beziehungsweise als Standorte gewählt 
werden, 

- entsprechend geht eine starke Förderung von Mittelpunktsorten zu Lasten der Kleinstädte und 
fördert damit die Entwicklung der größeren Sttldte. 

Wenn zur Erhaltung der Lebensftlhigkeit des ländlichen Raumes bestimmte Aktivitäten gefördert 
werden sollen, dann mUssen die gefördertenEinheiten jeweils groß genug gewählt werden. Wenn 
deshalb zum Beispiellndustrieansiedlungen in kleineren Orten gefördert werden, muß man darauf 
achten, daß dies - unter anderem wegen der Interdependenz der Arbeitsmtlrkte - nicht zu Lasten 
der Entwicklungsmtsglichkeiten von sonst lebensftlhigen industriellen Klein- oder Mittelstädten 
geht. Dadurch kann das ganze Gebiet in Mitleidenschaft gezogen werden: wenn von der resul­
tierenden Schwäche der Klein- und Mittelsttldte schließlich die Großsttidte oder andere Gebiete 
profitieren, kann sich dies zum Nachteil auch gerade jener Orte auswirken, die dadurch begUn­
stigt werden soll ten. 

Notwendig ist deshalb eine Politik der dezentralen Mindestkonzentration, bei der die Untergren­
zen von den Bedingungen der einzelnen Aktivitäten abhtlngen. Diese Überlegungen sind fUr ver­
schiedene Aktivittlten auf verschiedene Ortstypen anzuwenden. 

4.1 Kleine Dörfer 

Aus den erwähnten Interdependenzen folgt, daß fUr kleine Dörfer an sich jede Art von Wachs­
tumspolitik verfehlt ist. Alle Dörfer können nur vom Wachstum der gesamten Region und ihrer 
größeren Zentren getragen werden. Nur wo diese Zentren Wachstumschancen besitzen, können 
auch kleine Dörfer gedeihen. Solche Dörfer wachsen vor allem dann, wenn sie entweder Auspend­
Iern gUnstige beziehungsweise landschaftl ich reizvolle Wohngelegenheiten oder aber Urlaubern 
und WochenendausflUglern Erholung bieten. Ansonsten findet man in solchen Dörfern allenfalls 
Geschäfte fUr den täglichen Bedarf: davon sollte man ausgehen. 

4.2 Mittelpunktsorte, Zentralgemeinden 

Die nächste Ebene in der obigen Aufzählung bilden Mittelpunktsorte, die zusammen mit umlie­
genden kleineren Dörfern eine Zentralgemeinde bilden. FUr diese Orte selbst sollte eine Bevölke­
rungszahl von mindestens 2 - 3000 Einwohnern angestrebt werden, die gesamte Gemeinde sollte 
entsprechend mehr Einwohner haben. Diese Gemeinden bieten noch uberschaubare soziale Kon­
takte, andererseits haben sie aber schon einen gewissen Grad an Zentral ität.· 

Als Zielvorstellung fUr den Grad der Zentralität sollte fUr diese Orte folgendes zugrundegelegt 
werden: Sie sollten 
- erstens eine hinlänglich ausgestattete Gemeindeverwaltung auch fUr die umliegenden kleineren 

Dörfer besitzen, 
- zweitens Sitz einer erweiterten Grundschule sein und 
- drittens regelmtlßige Verkehrsverbindungen mit der Kreisstadt oder nächstgrößeren Stadt haben 
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und als VerbindungS9lied zwischen den Teildörfern und der Stadt fungieren. Sie sind Einkaufs­
ort fUr den nicht ganz alltöglichen Bedarf. 

Diese zentralen Einrichtungen gehen nicht zu Lasten der Kreisstadt; dies soll ja vermieden wer­
den. Aus diesem Grunde ist auch 
- die Förderung von Industriebetrieben in solchen Orten nicht zu empfehlen. 

4.3 Kleinstödte bzw. Kreisstödte 

Eine eigenstöndige industrielle Entwicklung ist erst möglich, wenn die Stadt mit engerem Einzugs­
bereich eine Bevölkerung von mindestens 25000 Einwohnern hat, mit Hinterland etwa das Doppel-" 
tee Ausnahmen aufgrund besonderer Gegebenheiten bestötigen die Regel, und fUr Orte in der 
Nöhe von Großstl:ldten oder in wirklichen Verdichtungsböndern gelten niedrigere Werte. In grö­
ßeren Entfernungen von Großstödten steigt aber die minimale Größe dieser Stödte an, denn wenn 
die Verflechtungen mit der nöchstgelegenen Großstadt schwöcher werden, muß die Kleinstadt 
um so mehr eigene Agglomerationsvorteile entwickeln, also entsprechend größer sein. 

In solchen Zentren ist eine systematische Förderung von Industrieansiedlung gerechtfertigt, unter 
anderem durch eine großzUgige Infrastrukturausbau-Politik. Die Rechtfertigung liegt in der ein­
tretenden Kostendegression bei vielen Infrastrukturmaßnahmen und dann darin, daß die Industria­
lisierung viele aus der Landwirtschaft abwandernde Arbeitskrl:lfte binden und von der Abwanderung 
in die Bollungsgebiete abhalten kann, so daß die Beschöftigten ihren alten Wohnsitz in den Dör­
fern möglicherweise beibehalten können. 

Die Förderungsmaßnahmen zur Industrieansiedlung sollten im Gegensatz zur gegenwärtigen Praxis 
so ausgerichtet sein, daß das Ziel der Schaffung von Arbeitspll:ltzen direkt angestrebt wird. Ins­
besondere sollten durch solche Maßnahmen hochqualifizierte Arbeitsplätze bevorzugt werden. 
Das könnte durch eine Umstellung der Förderung von InvestitionszuschUssen auf ZuschUsse gesche­
hen, die an der Lohnsumme ausgerichtet sind, wie es auch von Kunz" und Spöri vorgeschlagen 
worden ist (Informationen des Instituts fUr Raumordnung, 21. Jg., Nr. 23, S. 615). Die Möglich­
keit einer zunehmenden Industrialisierung ergibt sich daraus, daß die Konkurrenz mit dem insbe­
sondere in den Bollungszentren stark expandierenden tertitlren Sektor einen Teil der Industriebe­
triebe zwingt, in kleinere Stödte auszuweichen oder dort bestehende Betriebe zu vergrößern. 

Bei allen Überlegungen Uber die optimalen Standorte spielen die Fragen der Mobilitöt der Be­
schöftigten, die Größe des lokalen Arbeitsmarktes (rtlumlich und nach Zahl der Arbeitskrtlfte) 
und der notwendigen FUhlungsvorteile der Industriebetriebe eine große Rolle. Wenn durch gute 
Verkehrsverbindungen zwischen den Mittelpunktsorten und den Kleinstödten ein bestimmter Grad 
an rtlumlicher Integration erreicht wird, dann werden das Pendeln und eine gewisse Funktions­
teilung zwischen diesen Orten erleichtert. 

Eine solche Regionalstruktur hat fUr die Landwirtschaft besonders deshalb große Vorteile, weil 
sie die Integration von Landwirtschaft und Ubriger Wirtschaft erleichtert und daruber hinaus auch 
geeignet ist, mit der Errichtung von Industriebetrieben im ländlichen Raum die von den Menschen 
als negativ empfundenen Unterschiede zwischen stödtischer und böuerlicher Lebensweise zu ver­
mindern. Dies ist auch deshalb zu begrUßen, weil damit Industriebeschäftigten die Möglichkeit 
gegeben wird, ohne zu große Pendelentfernungen auf dem Lande zu leben, gleichzeitig aber 
Uber die guten Fernverbindungen schnell sttldtische Einrichtungen zu erreichen. 

Eine Verminderung der Gegensötze zwischen stödtischer und bl:luerlicher Lebensweise ist wichtig, 
wenn landwirtschaftliche Anpassungsprozesse gefördert und dabei 
- sowohl ein Überwechseln ehemaliger Landwirte in andere Beschöftigungen erleichtert 
- als auch eine störkere personelle Verflechtung zwischen landwirtschaftlichen und nicht-land-

wirtschaftlichen Ttltigkeiten erreicht werden soll. 
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Diese Überlegungen führen zurück zu den Fragen der allgemeinen Agrarstrukturpolitik, insbesondere 
zu Fragen der Organisation der landwirtschaftlichen Produktion in den einzelnen Betrieben, und 
sie haben gleichzeitig zu tun mit der Frage der Schul- und Ausbildungspolitik für die Landwirt­
schaft, die im nächsten Abschnitt diskutiert wird. 

Hier bleibt zunächst festzuhalten, daß die Mittelpunktsorte 
- die kleinsten Verwaltungs- und Schulzentren sein sollten. 
- Sie im übrigen nur in bescheidenem Umfange tertiäre Leistungen anbieten, 
während die Kleinstädte und Kreisstädte 
- tertiäre Zentren und Industriestandorte sind, und 
- als Einpendlerzentren einen Teil der freiwerdenden landwirtschaftl ichen Arbeitskräfte aufneh-

men. Diesen landwirtschaftlichen Arbeitskräften müssen dort genügend Chancen geboten werden: 
deshalb ist es für sie wie auch für die Industrieuntemehmen sehr wichtig, daß eine Mindest­
Größe der Kreisstädte erreicht wird. 

Die Mindestgröße der kleinsten Zentren, in denen eine Industrieansiedlung gefördert werden 
sollte, hängt davon ab, wie eng diese mit größeren Zentren räumlich integriert sind. Um die 
Attraktivität der Kreisstädte im ländlichen Raum als Industriestandorte zu sichem, ist eine An­
bindung an ein leistungsfähiges Oberzentrum unerläßlich. Auch für diese Oberzentren sind be­
stimmte Mindestgrößen zu fordem, die mit wachsender Entfemung zu den nächstgelegenen Bal­
lungsräumen ansteigen. Als Richtgröße kann man von folgenden Werten ausgehen: 

in 75 km Entfemung etwa 100 000 Einwohner, 
in 125 km Entfernung etwa 150000 Einwohner. 

Bei guten Femverbindungen mit Ballungsräumen in mehreren Richtungen und insbesondere an Ver­
dichtungsbändem können diese Richtwerte kleiner, in ungünstigen Randlagen müssen diese Werte 
größer sein. 

Mit diesen Überlegungen ist die oben aufgeworfene Frage zu beantworten, wo eine passive Sanie­
rung des ländlichen Raumes verhindert werden sollte. Das Kriterium hierfür ist, daß die geforder­
ten Mindestwerte für die Zentren mit den Mitteln der Regionalpolitik in absehbarer Zeit auch 
tatsächlich erreicht werden können. Diese Politik impliziert das Anstreben einer gewissen (räum­
lichen) Konzentration im ländlichen Raum, und das bedeutet in gewissem Umfang eine passive 
Sanierung im kleinen. Eine passive Sanierung im großen kann nur durch eine aktive Strukturpoli­
tik und eine teilweise passive Sanierung im kleinen verhindert werden. Die Industriepolitik, be­
sonders für die Kreisstädte, ist ein wichtiger Teil der Agrarpolitik, wenn eine Entleerung des 
ländlichen Raumes vermieden werden soll. 

5 Die Ausbildungspolitik auf dem Lande 

Das traditionelle dreigliedrige Schulsystem der BRD weist insbesondere in vorwiegend ländlichen 
Gebieten schwerwiegende Nachteile auf, und zwar 
- einmal für alle Kinder, die dort aufwachsen, 
- zum anderen für solche Kinder, die später einen landwirtschaftlichen Beruf ausüben wollen 

oder sollen, damit also für die Landwirtschaft als Produktionssektor im besonderen. 

Die alle Kinder betreffenden Nachteile zeigen sich deutlich in den niedrigen Schulbesuchs­
quoten im Sekundarbereich; sie lassen sich zurückführen auf Schwierigkeiten, die u.a. entstehen 
durch 
- die zum Teil beträchtlichen Entfemungen zu den nächstgelegenen weiterführenden Schulen, 
- die unzureichende Ausstattung der Volksschulen mit Lehrmitteln und Lehrpersonal, 
- die Motivations- und Milieusperren, die u.a. auf der mangelnden Bildungsaufgeschlossenheit 
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der böuerlichen Familien beruhen, aber auch auf der geringen Ausrichtung des Lehrstoffes 
auf die Erfahrungswelt der Kinder. 

Der Uberwiegende Teil der Kinder, die spCiter einen landwirtschaftl ichen Beruf ergreifen, be­
sucht lediglich die traditionelle Volksschule. Die durch diese Schulen vermittelte Ausbildung 
reicht, selbst mit einer Vertiefung in der heute ublichen landwirtschaftlichen Berufsschule, nicht 
aus, um den bereits eingangs erwöhnten gestiegenen und weiter steigenden Anforderungen an 
Spezial kenntnissen gerecht zu werden, die der Beruf des Landwirts erfordert. 
Das bestehende Schulsystem - das sollen diese kurzen AusfUhrungen deutlich machen - entspricht 
nicht mehr den heutigen Anforderungen, gleichgUltig, ob die Kinder spCiter in der Landwirtschaft 
bleiben oder nicht-landwirtschaftliche Berufe ergreifen wollen. 

Die adäquate Antwort auf diese Probleme ist eine Reform des Schulsystems in Richtung auf die 
integrierte Gesamtschule hin. Nur dieser Schul typ gewöhrleistet auch im löndlichen Raum ein 
breit geföchertes qualifiziertes Lehrangebot, das den Neigungen der Kinder optimal angepaßt 
werden kann, gleichzeitig die Entscheidung Uber die spCitere Berufswahl offenhölt und damit die 
jetzt Ubliche, weitgehend durch die soziale Herkunft vorwegbestimmte Festlegung vermeidet. 

Das Modell der an einem Ort zusammengefaßten integrierten Gesamtschule wird sich allerdings 
in diesen Gebieten wegen der geringen Bevölkerungsdichte höufig nicht verwirklichen lassen, 
selbst wenn man berucksichtigt, daß die gegenwörtig niedrigen Sekundarschulbesuchsquoten 
durch eine gezielte Bildungswerbung, die die vorhandenen sozio-ökonomischen Bildungsbarrieren 
abbauen hilft, gesteigert werden können. Es mUssen deshalb Organisationsformen gefunden wer­
den, die den durch zumutbare Entfernungen begrenzten Einzugsbereich der Schulen Rechnung 
tragen. Hierzu wören dezentralisiert in den Mittelpunkt- bzw. Zentralgemeinden erweiterte 
Grundschulen der integrierten Gesamtschule einzurichten. Dabei sollten die erweiterten Grund­
schulen so dimensioniert sein, daß noch vor Abschluß der obligatorischen Schulzeit alle Schuler 
in die voll ausgebaute integrierte Gesamtschule der Kreisstadt uberwechseln; damit sollen bereits 
frUhzeitig röumliche Bildungsbarrieren abgebaut werden. Es wöre wichtig, daß in den Schulen 
der Kleinstödte und der Kreisstödte auch solche Kurse angeboten werden, die bisher zum Pensum 
von Berufsschulen gehören. Wenn Wissensstoff, der landwirtschaftliche Kenntnisse oder Einsich­
ten in die Probleme der Landwirtschaft vermittelt, in den traditionellen Föcherkatalog aufgenom­
men wurde, dann wUrde fUr die Landkinder dieser Wissensstoff aufgewertet und Uber die Verstör­
kung der Lemmotivation die Qualifikation dieser Kinder erhöht. 
Größere Einheiten und die Schaffung von integrierten Gesamtschulen wUrden somit eine Diffe­
renzierung des Lehrangebotes ermöglichen. Eine wichtige Voraussetzung fUr die Motivation, 
ein höheres Ausbildungsniveau zu erwerben, besteht jedoch auch darin, daß innerhalb der land­
wirtschaftlichen Betriebe bessere Aufstiegs- und Spezialisierungsmöglichkeiten geboten werden 
als bisher; Voraussetzung hierfUr ist wiederum die Schaffung größerer Produktionseinheiten. 

6 Schlußbemerkungen 

Ausbildungspalitik, Betriebsgrößenpolitik und Ortsgrößen-Strukturpolitik mUssen in dieser Weise 
ineinander greifen. Der Erwerb hoher Qualifikationen auf Teilgebieten der landwirtschaftlichen 
Produktion, z.B. betriebswirtschaftliche oder technische Kenntnisse, wUrde es auch all denje­
nigen erleichtem, in der Industrie Fuß zu fassen, die spCiter die Landwirtschaft verlassen wollen. 
Die Existenz größerer landwirtschaftlicher Produktionseinheiten mit spezialisierten Arbeiten wUrde 
es aber auch umgekehrt möglich machen, daß Beschäftigte aus anderen Berufen - möglicherweise 
ehemalige landwirtschaftliche Arbeitskräfte mit spezieller Ausbildung - zu bestimmten Spitzen­
zeiten bestimmte Teilbeschöftigungen in der Landwirtschaft Ubernehmen genau so wie Landwirte 
zu bestimmten Zeiten als qualifizierte Arbeitskräfte bestimmte Aufgaben in anderen Sektoren 
Ubemehmen könnten. (Diese Politik ist zu unterscheiden von der Förderung von Nebenerwerbsbe-
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trieben, deren Inhaber in der Industrie häufig als ungelernte Arbeiter beschäftigt werden). 

Generell geht es darum, die Mäglichkeiten der Arbeitsteilung, des Uberwechselns zwischen 
verschiedenen Berufen zu verbessern und so die Produktivität der Einzelnen zu erhöhen, ohne 
daß sie damit notwendigerweise ihre Höfe ganz verlassen mUssen. Eine stärkere räumliche Durch­
dringung von Industrie und Landwirtschaft wurde dies fördern - dabei ist aber immer im Auge zu 
behalten, daß Industrieansiedlungen eine bestimmte Mindestgröße der Gemeinde erfordern. Eine 
verstärkte räumliche Konzentration auf dem Lande - in Mittelpunktsorten und vor allem in Kreis­
städten - und die Ausrichtung auf noch größere Oberzentren hin ist eine wichtige Voraussetzung 
für den Erfolg aller vorgeschlagener Maßnahmen. 

Es ist klar, daß manche der Vorschläge nicht nur schwierig durchzuführen sind, sondern auch 
gegen Interessen und Werturteile verstoßen. Weiterhin sollte noch einmal betont werden, daß 
hiermit nur einige Lösungen für einige Probleme der Landwirtschaft behandelt wurden; Vollstän­
digkeit in irgendeiner Hinsicht wurde nicht angestrebt. Das Hauptziel ist es, die Diskussion auf 
Teilbereichen anzuregen, ohne kontroverse Themen zu meiden. 
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